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Drucksache IV/431 


Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 25. Mai 1962 


An den 

Herrn Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
246. Sitzung am 25. Mai 1962 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 9. Mai 1962 verabschiedeten 

Gesetzes zur Änderung 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
— Drucksachen IV/ 121, IV/349 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Dr. Ehard 


Bonn, den 25. Mai 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 10. Mai 1962 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Dr. Ehard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/ 431 


Deutscher, Bundestag — 4. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Änderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes 


Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

1. Unter Nr. 1 ist in Absatz 3 a der zweite Satz zu 
streichen. 

2. Nach Nr. 1 ist folgende Nr. 1 a einzufügen: 

f l a. § 17 Abs. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Jugendliche, die auf Grund des Ab- 
satzes 2 oder des Absatzes 3 a beschäftigt 
werden, sind an einem anderen berufs- 
schulfreien Tag derselben oder der folgen- 
den Woche ab 13 Uhr von der Arbeit frei- 
zustellen." 


Begründung 

Bei unveränderter Annahme des Gesetzes er- 
gäbe sich der folgende nicht vertretbare Zustand: 

Jugendliche, die nur an zwei Samstagnachmitta- 
gen beschäftigt werden, erhalten nach § 17 Abs. 4 
(bisherige Fassung) des Jugendarbeitsschutzge- 
setzes je einen freien Nachmittag an einem an- 
deren Tage derselben oder der folgenden Woche. 
Jugendlichen jedoch, die an allen Samstagna'ch- 
mittagen beschäftigt werden, würde nach § 17 
Abs. 3 a (neu) überhaupt kein freier Nachmittag 
gewährt. § 17 Abs. 3 a (neu) würde ihnen nur den 
arbeitsfreien Montagvormittag gewähren, der 
allen jugendlichen und erwachsenen Beschäftig- 
ten im gleichen Friseurbetrieb nach § 18 Abs. 2 
des Ladenschlußgesetzes ohnehin zusteht. 
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